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Von Regina Ehm-Klier

Pocking. Zwangspause für gro-
ße Teile der Wirtschaft: Zur Ein-
dämmung des Coronavirus sind
viele Geschäfte, Restaurants und
Dienstleistungsbetriebe geschlos-
sen. Mitarbeiter werden in Kurz-
arbeit oder Urlaub geschickt. Was
darf ein Arbeitgeber in diesen Kri-
senzeiten? Welche Pflichten hat
der Arbeitnehmer? Fragen dazu
beantwortet Prof. Alfred Gerauer
auf PNP-Anfrage. Gerauer ist
Fachanwalt für Arbeitsrecht und
ist Seniorpartner der Kanzlei Prof.
Gerauer Rechtsanwälte in Po-
cking (Lkr. Passau) mit acht Part-
ner-Anwälten. Der Jurist ist Hono-
rarprofessor an der Hochschule
München und 1. Vorsitzender des
Fachausschusses Arbeitsrecht I
für die Verleihung der Bezeich-
nung „Fachanwalt für Arbeits-
recht“ bei der Rechtsanwaltskam-
mer München.

Was, wenn man am Coronavirus
erkrankt ist?

Prof. Alfred Gerauer: Grundsätz-
lich gilt: Ein Arbeitnehmer hat,
wenn er arbeitsunfähig erkrankt,
Anspruch auf Entgeltfortzahlung
für sechs Wochen. Wenn ein Mit-
arbeiter am Coronavirus erkrankt
ist, unterliegt er als Ansteckungs-
verdächtiger bzw. Krankheitsver-
dächtiger einem Verbot der Aus-
übung seiner Arbeitstätigkeit
nach dem Infektionsschutzgesetz.
In diesem Fall kann sich der
Arbeitgeber die Entgeltfortzah-
lung auf Antrag bei der zuständi-
gen Behörde erstatten lassen.

„Recht auf ein
Homeoffice gibt es nicht“

Restaurants, Geschäfte, Hotels –
sie alle müssen schließen. Können
Arbeitgeber jetzt Kurzarbeiter-
geld beantragen?

Gerauer: Die Bundesagentur für
Arbeit hat darauf hingewiesen,
dass ein infolge des Coronavirus
und der damit verbundenen Si-
cherheitsmaßnahmen eingetrete-
ner Arbeitsausfall im Regelfall auf
einem ,unabwendbaren Ereignis‘
oder auf ,wirtschaftlichen Grün-
den‘ beruht und deshalb Kurz-
arbeitergeld bei vorübergehen-
dem Arbeitsausfall zu gewähren

Einvernehmliche Regelungen finden

ist. Die Neuregelung des Kurz-
arbeitergeldes war erst kürzlich
im Eilverfahren von Bundestag
und Bundesrat beschlossen wor-
den. Unternehmen können so-
nach rückwirkend bereits ab 1.
März Kurzarbeitergeld beantra-
gen, wenn 10 Prozent der Arbeit-
nehmer (früher mindestens ein
Drittel) im Betrieb von Arbeitsaus-
fall betroffen sind.

Darf ein Arbeitgeber jetzt
Zwangsurlaub anordnen?

Gerauer: In § 7 Bundesurlaubsge-
setz heißt es, dass bei der zeitli-
chen Festlegung des Urlaubs die
Wünsche des Arbeitnehmers zu
berücksichtigen sind. Dabei dür-
fen aber auch die dringenden be-
trieblichen Belange im Rahmen
einer Interessenabwägung nicht
außer Acht gelassen werden. Sol-
che betrieblichen Belange können
sich aufgrund der aktuellen Situa-
tion einer Coronainfektion erge-
ben, wenn sich ein außergewöhn-
licher Auftragsrückgang ergibt

Experte erklärt, was Arbeitnehmer und Arbeitgeber in Krisenzeiten berücksichtigen sollten

bzw. Lieferengpässe drohen. Der
Arbeitgeber ist dann infolge drin-
gender betrieblicher Belange zur
Anordnung von Zwangsurlaub
berechtigt.

Kann ein Mitarbeiter aus Angst
vor einer Coronainfektion zu
Hause bleiben und die Einrich-
tung von Homeoffice verlangen?

Gerauer: Angst allein gibt dem
Arbeitnehmer nicht das Recht, da-
heim zu bleiben. Ein Recht auf ein
vom Arbeitgeber eingerichtetes
Homeoffice gibt es ebenfalls
nicht. Der Arbeitgeber darf auch
nicht einseitig anordnen, dass der
Arbeitnehmer seine Arbeit in
einem Homeoffice zu verrichten
hat. Es werden sich also einver-
nehmliche Regelungen finden las-
sen.

Schulen und Kindergärten haben
ja geschlossen. Darf ein Arbeit-
nehmer einfach zur Betreuung
der Kinder zuhause bleiben?

Gerauer: Wenn Eltern deshalb zu-

mindest teilweise ihrer vertragli-
chen Pflicht zur Arbeitsleistung
nicht nachkommen können, müs-
sen sie sich notfalls unbezahlten
Urlaub nehmen – natürlich im
Einvernehmen mit dem Arbeitge-
ber. Auf alle Fälle scheidet hier ein
Entschädigungsanspruch nach
dem Infektionsschutzgesetz aus.
Auch die Anwendung des Pflege-
zeitgesetzes scheidet aus, weil das
Kind weder pflegebedürftig noch
krank ist. Grundsätzlich gibt es
einen Anspruch der Eltern, eine
gewisse Zeit zu Hause zu bleiben,
wenn das Kind erkrankt ist. Dieser
Anspruch ist gesetzlich pro Kind
und Elternteil auf jeweils 10
Arbeitstage, bei Alleinerziehen-
den auf 20 Arbeitstage begrenzt.
Hier wird man argumentieren,
dass der Arbeitgeber einen An-
spruch auf einen Nachweis hat,
aus dem sich ergibt, dass das Kind
pflegebedürftig ist. Es wird sich als
positiv erweisen, wenn die Eltern
dem Arbeitgeber gegenüber nach-
weisen können, dass das Kind

nicht allein daheim bleiben kann
und auch kein anderer die Betreu-
ung übernehmen kann. Groß-
eltern werden in einem solchen
Fall auch ausscheiden, weil sie zur
Risikogruppe gehören.

Kann ein Arbeitgeber – zum Bei-
spiel Kindergärten – fordern, die
jetzt ausgefallene Zeit später,
zum Beispiel im August, wieder
hereinzuarbeiten?

Gerauer: Wenn die Ausfallzeit bei
Schließung eines Kindergartens
später im August wieder hereinge-
arbeitet werden soll, so ist die Fra-
ge nach einer Urlaubssperre im
August durchaus berechtigt. Drin-
gende betriebliche Gründe im
Sinne des § 7 Bundesurlaubsge-
setzes liegen immer dann vor,
wenn die Anwesenheit des Arbeit-
nehmers unbedingt erforderlich
ist. Die Anwesenheit ist immer
dann nicht unbedingt erforder-
lich, wenn z.B. KollegInnen den
betroffenen Arbeitnehmer eben-
so gut vertreten können. Wichtig
ist auch hier wieder eine Abwä-
gung der beiderseitigen Interes-
sen. Somit ist auch hier jeder Ein-
zelfall für sich zu sehen und zu
werten.

„Zwangstest für eine
neue Arbeitskultur“

Hebelt der aktuelle Katastrophen-
fall das normale Arbeitsgesetz
aus?

Gerauer: Es gibt ja kein klassi-
sches ,Arbeitsgesetz‘, sondern
eine Vielzahl von Gesetzen, die
man als Arbeitsgesetze bezeich-
nen kann. Insgesamt könnte das
Coronavirus Betriebe jetzt dazu
zwingen, mehr und schnell über
die Einrichtung von Homeoffices
nachzudenken. Es ist eine Art
,Zwangstest für eine neue Arbeits-
kultur‘.

Reichen die Gesetze für die Krise
aus?

Gerauer: Das möchte ich persön-
lich bejahen. Es gibt nur wenige
Fragen, zu denen sich anhand
unserer bisherigen bereits be-
stehenden arbeitsrechtlichen Ge-
setze und der hierzu ergangenen
Rechtsprechung nicht eine zu-
mindest vertretbare Lösung fin-
den lässt.

Messe Ried sagt
Veranstaltungen ab
Ried i. Innkreis/OÖ. Wegen der
Corona-Krise streicht die Messe
Ried GmbH auch aktuelle Früh-
jahrsmessen. Die „Sport & Fun“
wird laut Mitteilung ersatzlos ge-
strichen, die Laufwettbewerbe
werden zu einem noch unbekann-
ten Termin nachgeholt. Auch das
Messetrio „50 Plus, Guten Appetit
& Familienglück“, das vom 18. bis
19. April auf dem Terminplan
stand, ist abgesagt und soll Ende
Juni stattfinden. − pnp

Corona-Checkliste
von Beraterverband
Bonn. Der Bundesverband Deut-
scher Unternehmensberater
(BDU) und seine Experten aus
dem BDU-Fachverband Sanie-
rungs- und Insolvenzberatung ha-
ben eine Notfall-Checkliste für
Firmen und Organisationen zu
Unterstützung in der Corona-Kri-
se erarbeitet. Sie steht auf der
Homepage zum Download zur
Verfügung: www.bdu.de − pnp

PPA für die Lieferung
von Solarstrom
Traunstein/Schönau. Zum ersten
Mal vereinbarten zwei Genossen-
schaften ein solares Power Pur-
chase Agreement, kurz PPA. Der
Energieversorger EWS Elektrizi-
tätswerke Schönau eG (EWS eG)
und die Energiegenossenschaft
InnSalzach eG (EGIS eG) unter-
zeichneten das PPA für die Liefe-
rung von Solarstrom im Rahmen
des Bundeskongresses Genossen-
schaftliche Energiewende in Ber-
lin. Dieser Stromabnahmevertrag
der EWS eG mit der EGIS eG gilt
als neues Vermarktungsinstru-
ment und regelt den Stromver-
kauf direkt zwischen Erzeuger
und Abnehmer. Produziert wird
der Sonnenstrom vom Solarpark
der EGIS eG im niederbayerischen
Unterdietfurt (Gesamtleistung
4,3MW). Im Oktober 2019 erfolgte
der Netzanschluss des Solarparks.
Für den Stromabnahmevertrag
gilt bis Ende 2024 ein vertraglich
vereinbarter Vermarktungspreis,
der in Zusammenarbeit mit EWS
gesichert wurde. Entwickelt und
schlüsselfertig übergeben hat das
Projekt für die EGIS eG der Inge-
nieursdienstleister MaxSolar
GmbH aus Traunstein. − pp

NACHRICHTEN

Von Regina Ehm-Klier

Kirchham. Das hat es noch nie
gegeben, in über 40 Jahren nicht:
der „Haslinger Hof“, eine der
größten Erlebnisgastronomien
Deutschlands mit einer Besucher-
frequenz von Schloss Neu-
schwanstein, muss mehr oder we-
niger schließen. „Wir hatten bis
jetzt nur zur Betriebsfeier und an
Heilig Abend geschlossen – und
selbst da wurden die Hotelgäste
bewirtet“, blickt Petra Haslinger
(45) auf die lange Tradition zu-
rück. Zu normalen Zeiten ist beim
„Haslinger“ nahezu rund um die
Uhr Betrieb, von 9.30 Uhr bis 4
Uhr morgens an Wochenenden.
Bis zu 2500 Besucher amüsieren
sich täglich im Erlebnishof nahe
Europas größtem Kurort Bad Füs-
sing.

Und plötzlich ist Kurzarbeit
Thema oder Überstundenabbau
oder Urlaub. Eine Lösung jeden-
falls für insgesamt rund 300 Mit-
arbeiter, „die Betriebsfamilie“,
wie sie Petra Haslinger immer
wieder nennt. Um diese Familie
macht sie sich jetzt Sorgen. Denn
es gibt nur noch wenig zu tun, weil
wegen des Coronavirus und dem
Katastrophenfall in Bayern auch
nicht mehr gefeiert werden darf.

Letzte Woche wurde mit der Be-
schränkung von Teilnehmerzah-

len bei Veranstaltungen schon das
Eventprogramm mit Musik und
Tanz erst eingeschränkt, am Mon-
tag schließlich ganz eingestellt.

Seit einigen Tagen schon ist die
Geschäftsführung, der Petra Has-
linger als eines der drei Gründer-
Kinder angehört, damit beschäf-
tigt, Informationen zu sammeln,
um schließlich mit den rund 300
Mitarbeitern zu reden und Lösun-
gen für die nächste Zeit zu er-
örtern. Der Dienstplan wird man-
gels Arbeit erheblich ausgedünnt.

Nachdem die Bewirtung jetzt
noch von 6 bis 15 Uhr möglich
sein soll, wollte man sich eigent-
lich eher auf ein To-go-Angebot

Wenn ein Großbetrieb wie „Haslinger“ voll bremsen muss
In der Zwangspause sollen Lebensmittel verkauft werden – Kurzarbeit, Überstundenausgleich oder Urlaub

einrichten, also Essen zum Mit-
nehmen anbieten, erzählt Petra
Haslinger, die in der Geschäfts-
führung unter anderem für das
Marketing zuständig ist. Am
Dienstag war auch der To-go-Plan
schon wieder fraglich. Jetzt steht
fest: „Die Gastroräume werden
nicht mehr zugänglich sein.“ Der
Modepark ist ebenfalls wie alle
Einzelhandelsgeschäfte geschlos-
sen.

Jetzt soll es im Büffetbereich
wenigstens noch einen Lebens-
mittelverkauf geben, „von der
Breze bis zum Hofbier für zuhau-
se“, erklärt Petra Haslinger den

Plan. Und auch wenn die Gastro-
nomie ansonsten geschlossen ist,
so soll der große Außenbereich
„wie ein Park“ genutzt werden
dürfen.

Die Azubis müssen sinnvoll be-
schäftigt werden, „für sie gibt es
keine Kurzarbeiterregelung“, sagt
Haslinger. Anfang der Woche be-
stand noch die Aussicht, dass der
Hotelbetrieb weitergehen darf.
Doch am Montagabend war auch
diese Information wieder über-
holt. Am Dienstag waren die Mit-
arbeiter damit beschäftigt, Hotel-
gästen mitzuteilen, dass ihr Auf-
enthalt wegen Corona beendet ist
bzw. entsprechende Buchungen
storniert sind.

Die Mitglieder der Geschäfts-
führer-Familie führen unterdes-
sen Personalgespräche, „mit je-
dem einzelnen wird gesprochen“,
betont Petra Haslinger. Man müs-
se jetzt „gemeinsam durch diese
schwierige Zeit kommen, damit
wir dann später wieder miteinan-
der Gas geben können“, zeigt sich
die Unternehmerin pragmatisch
und zitiert ihre Oma, die in
schwierigen Zeiten gesagt hatte,
man müsse sich „dreingeben“,
eine Beschreibung dafür, das zu
tun, was jetzt angeordnet ist. Und
vielleicht, so sinniert die Ge-
schäftsführerin, habe die Einstel-
lung von Vergnügen einen Vorteil,
nämlich, „dass die Menschen
nach der Krise wieder mehr zu

schätzen wissen, welche Freiheit
wir haben“.

Gewerkschaft:
Kurzarbeitergeld erhöhen

Die Gewerkschaft Nahrung, Ge-
nuss, Gaststätten (NGG) fordert
für die Beschäftigten der Gastro-
nomie ein höheres Kurzarbeiter-
geld: „Die meisten Kellnerinnen,
Köche und Hotelfachangestellten
müssen jetzt zuhause bleiben.
Zwar bekommen sie Kurzarbei-
tergeld. Das liegt aber nur bei 60
Prozent des ohnehin oft geringen
Einkommens. Für viele Betroffene
geht das an die Existenz“, sagt
Kurt Haberl von der NGG-Region
Niederbayern. Die Gewerkschaft
ruft deshalb den Deutschen Ho-
tel- und Gaststättenverband (De-
hoga) dazu auf, per Tarifvertrag
eine deutliche Aufstockung des
Kurzarbeitergelds für die Branche
auf den Weg zu bringen. In einigen
Betrieben habe man bereits Ver-
einbarungen dazu getroffen. Ziel
müsse sein, die Einbußen für die
Beschäftigten so gering wie mög-
lich zu halten. Im Fokus stünden
dabei auch Lebensmittelbetriebe:
Hier setzt sich die NGG dafür ein,
zusammen mit den Arbeitgebern
zu betrieblichen Lösungen zu
kommen. − pnp

München/Freyung. Die Tech-
nische Hochschule (TH) Deggen-
dorf erhält rund 133 000 Euro an
Fördermitteln für das grenzüber-
schreitende „5G Forschungs-
netz“, das am Technologie Cam-
pus (TC) Freyung realisiert wird.
Das teilt des Wissenschaftsminis-
terium mit. Partner des grenz-
übergreifenden Projekts sind die
Westböhmische Universität Pil-
sen und die Tschechische Techni-
sche Universität Prag.

Wissenschaftsminister Bernd
Sibler betont in einer Mitteilung,
dass alle Beteiligten dazu beitra-
gen, „den ländlichen Raum nach-
haltig zu stärken“. Die flächende-
ckende Versorgung mit 5G bedeu-
te eine enorme Verbesserung der
Infrastruktur. Dieses Projekt kön-
ne zeigen, welches Potenzial für
das Gesundheitswesen, für Unter-
nehmen sowie die Land und
Forstwirtschaft in 5G steckt. „Zu-
gleich intensivieren wir damit den
wertvollen bayerisch-tschechi-
schen Austausch bei einer Frage,
die uns gleichermaßen beschäf-
tigt.“ Kern des Projekts ist, am TC
Freyung eine 5G-Basisstation und
ein Forschungsnetz aufzubauen.
Bei der Anwendung geht es um
den Einsatz von Drohnen, um in
Krisen- oder Katastrophenfällen
ein zuverlässiges 5G-Netz sichern
zu können. Die Projektlaufzeit be-
trägt laut Ministerium zwei Jahre,
sie endet voraussichtlich im No-
vember 2021. − pnp

133 000 Euro für
5G Forschungsnetz

Seit über 40 Jahren Arbeitsrechtler: Professor Alfred Gerauer aus Pocking. − Foto: Simona Kehl

Muss vorerst schließen: Petra Haslinger. − Foto: Jörg Schlegel


